
2 Thema des Tages FRANKFURTER RUNDSCHAU | NR. 275 | MITTWOCH, 26. NOVEMBER 2025

Prekäre Arbeit

I n vielen Branchen werden
Jobs gestrichen, Belegschaf-

ten sind gespalten und der Hy-
pe um künstliche Intelligenz
erhöht die Unsicherheit.
Gleichzeitig steigt auch der
Druck auf Arbeitslose. Die So-
ziologin Nicole Mayer-Ahuja
sieht trotzdem Potenziale für
Solidarisierung.

Frau Mayer-Ahuja, wenn es
nach Bundeskanzler Friedrich
Merz geht, sindwir ganz tief im
„Herbst der Reformen“. Mit
welchen Gefühlen blicken Sie
auf solche Debatten über den
Sozialstaat?
Die angedachten Veränderun-
gen im Bereich von Arbeit und
sozialer Sicherung sind keine
guten Nachrichten für abhän-
gigBeschäftigte.

Inwiefern?
Weil wir davon ausgehen müs-
sen, dass sie die Konkurrenz
zwischen Beschäftigten in der
Arbeitswelt verstärken. Wenn
dieStandardsdesArbeitszeitge-
setzes infrage gestellt werden,
müssen sich Beschäftigte stär-
ker gegen den Kollegen oder
dieKollegindurchsetzen–zum
Beispiel, indemmanbesonders
flexibel ist, besonders lang ar-
beitet und so weiter. Wenn
durch Einsparungen beim Bür-
gergeld die leeren öffentlichen
Kassen gerettet werden sollen,
erhöht das letztlich den Druck
aufalleBeschäftigten.

Das istauchThemaIhresBuchs:
Konkurrenz um Arbeit und
Konkurrenz inArbeit.Wasmei-
nenSiedamit?
Pierre Bourdieu hat das schon
vor langem beobachtet: Wir le-

ben in einem System, in dem
Arbeitende permanent mitein-
ander konkurrieren, und zwar
nicht nur um Jobs, sondern
auch um das nächste interes-
sante Projekt oder um Auf-
stiegsmöglichkeiten, um Aner-
kennung. Und das ist ein Pro-
blem für die Frage: Wie kann
manunterdiesenBedingungen
solidarischsein,zusammenhal-
ten, sich gegenseitig unterstüt-
zen?

Die Konflikte finden also eher
innerhalb der Belegschaften
statt und nicht zwischen Be-
schäftigtenundManagement?
Genau, das ist eine Frage, die
mich sehr beschäftigt. Men-
schen,dieabhängigbeschäftigt
sind–also ihreArbeitskraft ver-
kaufen müssen, um die eigene
Existenzzusichern–,haben im
Prinzip viel gemeinsam: den
Druck, den Job zu behalten; die
Erfahrung, fremden Reichtum
zumehren;dieErfahrung, inei-
nem Betrieb zu arbeiten, wo
nicht demokratisch entschie-
denwird, sondern dasManage-
ment bestimmt. In diesen
Lohnarbeitserfahrungen steckt
unheimlich viel Verbindendes.
Aber gleichzeitig werden Be-
schäftigte permanent in Kon-

kurrenz zueinander gesetzt.
Das macht es schwer, die ge-
meinsamen Interessen auch
zusammen zu vertreten – etwa
gegen Unternehmen. Ich stelle
die Frage: Was kann man tun,
damit zumindest zeitweise das
Verbindende zwischen Be-
schäftigten das Trennende
überwiegt?

HabenSieeineAntwort?
Es gibt ja durchaus Potenziale
für Solidarisierung. Selbst in
Unternehmen, die ihre Beleg-
schaften spalten, indem sie
Leiharbeitsfirmen beauftra-
gen, oder auch in Krankenhäu-
sern, wo etwa Subunterneh-
men den Bettentransport, die
Reinigung oder die Kantine
übernehmen. Trotzdem müs-
sen Stamm- und Randbeleg-
schaft oft eng zusammenarbei-
ten, sind aufeinander angewie-
sen. Darin steckt ein Potenzial,
sich gegenseitig kennen- und
schätzenzu lernenundeinege-
meinsame Politik zu vertreten.
Das sehenwir etwa inderKran-
kenhausbewegung.

Gibt es noch weitere Ansatz-
punkte?
Andere Ansatzpunkte liegen
zum Beispiel in der Erfahrung,

die eigene Arbeit nicht mehr
gut machen zu können. Etwa
weil das Management für den
Gewinnbereit ist, beiderQuali-
tät vonProduktoderDienstleis-
tung Abstriche zumachen. Das
siehtmanüberall: von IT-Abtei-
lungen großer Unternehmen
bis hin zum Reinigungsdienst.
DieeigeneArbeitnachprofessi-
onellen Standards gut machen
wollen, aber vomManagement
daran gehindert zu werden –

das isteinAnsatzpunkt, sichge-
meinsamzurWehrzusetzen.

Im kommenden Jahr werden
wieder Betriebsräte gewählt.
Viele Beschäftigte engagieren
sich aber nicht. Denn die Ar-
beitsverdichtung nimmt zu,
man hetzt von Termin zu Ter-
min. Es wird schwerer, die eige-
nen Ansprüche an die Arbeit zu
erfüllen.DasPrivatleben leidet.
Da sagen viele: Für Arbeit im
Betriebsrat fehlen mir Energie
undZeit.
Ja, das ist ein Riesenproblem.
Selbst da, wo Organisation ge-
lingt, ist es schwierig. Auch in
der Krankenhausbewegung ist
das zum Beispiel ein Thema:
Wie führtmaneigentlicheinen
Arbeitskampf, wenn Beschäf-
tigte ohnehin zeitlich amLimit
sind: durch ausgefeilte Schicht-
systeme, durch den Teufels-
kreis von dauernden Notfall-
einsätzen, weil Kolleginnen
krank sind wegen Überarbei-
tung, und durch die Schwierig-
keit, dasmit einemPrivatleben
zuvereinbaren.

Auch in der großen Industrie
sind Betriebsräte und Gewerk-
schaften noch einigermaßen
starkvertreten.

Ja, aber in einem wachsenden
Teil der Arbeitswelt gibt es kei-
neTarifverträge,keineGewerk-
schaften und keine Betriebsrä-
te. Dort stehen Beschäftigte
dem zunehmenden Druck al-
lein gegenüber. Die Frage, mit
der wir uns auseinandersetzen
müssen, ist: Wie kommt man
ausdieserSituationheraus?Wo
liegen Potenziale für eine soli-
darische Politik der Arbeit und
waskannmantun,umdiesePo-
tenziale dann auch in tatsächli-
cheSolidaritätzuübersetzen.

Unternehmen bauen Zehntau-
sende Stellen ab, Gewerkschaf-
ten verlieren Mitglieder. Ist das
eigentlich ein guter Zeitpunkt
oder schlechter Zeitpunkt für
solcheKämpfe?
Es gibt die etwas zynische Hal-
tung, die sagt: Die Dinge müs-
sen erst schlechter werden, die
BeschäftigtenmüsseninsElend
stürzenunddannfangensiean,
sich zuorganisierenundwider-
ständigzuwerden.

Stimmtdas?
Nein. Verelendung war noch
nieeineguteVoraussetzungfür
Kämpfe um bessere Löhne und
Arbeitsbedingungen. Was aber
im Moment sehr deutlich ist:
Viele Beschäftigte haben sehr
viel zu verlieren. Egal, wo man
hinschaut, steigt der Druck.
Selbst in hochorganisierten Be-
reichen wie der Automobilin-
dustrie mit starken Gewerk-
schaften und starken Betriebs-
räten geht es um Stellenabbau
im Zehntausenderbereich. Am
anderen Ende des Spektrums
reden wir über den Niedrig-
lohnsektor, also über Men-
schen, die wirklich nicht wis-

Arbeitssoziologin Nicole Mayer-Ahuja über gespaltene Belegschaften, den steigenden Druck
auf Beschäftigte und die Kosten der Aufrüstung / Ein Interview von Steffen Herrmann

„Niemand greift den Sprengstoff
der Klassengesellschaft auf“

Beschäftigte der Charité-Tochter CFM haben sich die Rückkehr in den Tarifvertrag erstreikt. ANADOLU AGENCY/IMAGO
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Nicole Mayer-Ahuja, 52,
ist Arbeitssoziologin und
Professorin an der
Universität Göttingen.
Zuletzt erschien ihr Buch
„Klassengesellschaft akut.
Warum Lohnarbeit spaltet –
und wie es anders gehen
kann“ im Verlag C. H. Beck,
München.
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sen,wiesie ihreMietebezahlen
sollen am Ende des Monats.
Hier werden Lohnabhängige
gegeneinander ausgespielt –
Stichwort: Das Bürgergeld ist
angeblich imVergleich zurVer-
gütung solcher Jobs zu hoch –
weil man Einsparungen ma-
chen will in der Arbeitslosen-
versicherung. Warum?Weil öf-
fentliche Mittel für Arbeit und
Soziales durch die Schulden-
bremse knapp gehalten und
unvorstellbare Summen auf
Militär und Rüstung konzen-
triert werden. Das ist die Situa-
tion: Der Druck steigt und da-
mitnimmtdieKonkurrenz,das
Hauen und Stechen zu. Dass
solche Bedrohungen verbin-
dend wirken, passiert nicht au-
tomatisch. Das ist eine Frage
vonPolitik.

Der Begriff der Klasse spielt im
politischen Mainstream quasi
keine Rolle mehr. Warum ist er
aus ihrer Sicht noch zeitge-
mäß?
An der Existenz der Klassenge-
sellschaft hat sich nichts geän-
dert. Sie ist im 19. Jahrhundert
entstanden und bis heute ste-
hen sich diejenigen gegenüber,
die Arbeitskraft verkaufen
müssen, unddiejenigen, die sie
kaufen, um Profite zu erzielen.
In den letzten Jahrzehnten hat
die soziale Ungleichheit, die zu
großen Teilen parallel zu die-
semGrabenverläuft, sogarwie-
der enorm an Bedeutung ge-
wonnen. Gleichzeitig – da ha-
ben Sie völlig recht – wird das
Thema Klasse kaum noch the-
matisiert. Die alten Arbeiter-
parteien,dieSozialisten,dieSo-
zialdemokrateninEuropaspre-
chen nicht mehr über Klasse.
Sie sprechen abhängig Beschäf-
tigte auchnichtmehr alsArbei-
tende an, die eine Möglichkeit
hätten, ihr eigenesSchicksal zu
verbessern.

MitwelchenFolgen?
Das Ergebnis ist: Die Brutalität
der Klassengesellschaft ist Teil
deralltäglichenArbeits-undLe-
benswirklichkeit von Men-
schen, aber niemand greift die-
sen Sprengstoff auf. Die politi-
schen Folgen sehen wir imMo-
ment ganz deutlich. Viele
schlagen an den Wahlurnen
um sich. Das ist kein Wunder,
wenn man Menschen immer
wieder erklärt, dass „wir alle“
Teil der Mitte sind, und mit er-
hobenem Zeigefinger „gesell-
schaftlichen Zusammenhalt“
einfordert, während sie bei der
Arbeit jeden Tag grundlegend
andereErfahrungenmachen.

Sie sprechen vom Aufstieg der
AfD?
Ja,mit derAfDprofitiert ja eine
Partei von diesen Verwerfun-

gen, dienichtmal vorgibt, Poli-
tik für abhängig Beschäftigte
zumachen.Aberesbleibtdabei
nicht stehen. Aktuell erleben
wir eine Regierungspolitik, die
dasPrinzipvon„TeileundHerr-
sche“ zumKern ihrer sozialpo-
litischen und arbeitsmarktpo-
litischenAgendamacht, das ist
brandgefährlich. Es ist höchste
Zeit, darüber nachzudenken,
wie es anders gehen, wie eine
Politik der Emanzipation und
Solidarisierung aussehen
kann.

Wie könnte diese verbindende
Politikaussehen?
Dabei geht es darum, die Gren-
zen hin zu Kooperation, gegen-
seitiger Unterstützung, Solida-
rität zu verschieben. Ein An-
satzpunkt dafür ist die Idee des
betrieblichen Universalismus:
Wo kollektive Rechte (etwa im
Tarifvertrag) für alle Arbeiten-
dengeltenundBetriebsrätealle
Beschäftigten vertreten, sehen
diese sich eher als Kolleginnen
und Kollegen – und nicht als
Einheimische, Migrantinnen,
MänneroderFrauen.

UndeinandererAnsatz?
Viele Belegschaften sind aufge-
spaltenwordendurchOutsour-
cing und Privatisierung. Dort
kann man im Arbeitsprozess
ansetzen und fragen: Was ver-
bindet euch? Habt ihr gemein-
same Interessen? Was braucht
ihr, um eure gemeinsame Ar-
beit gut zumachen? Das ist ein
wichtigerPunkt.

Das ist die betriebliche Ebene.
WiestehtesumdiePolitik?
Auch inderSozialpolitikgibt es
Ansätze für eine solidarische
Politik der Arbeit. Etwa indem
man dafür sorgt, dass alle, die
abhängig beschäftigt sind,
tatsächlich in die Sozialversi-
cherung hineinkommen – also
auch Arbeitende im Minijob,
auch die Beamten und Beam-
tinnen.Wir brauchen eine Bür-
ger- und Bürgerinnenversiche-
rung für alle. Und ich glaube,
verbindende Politik hat auch
was zu tunmit Sozialeigentum
– also mit öffentlichen
Diensten, mit öffentlicher In-
frastruktur, die ja auf Grundla-
ge der Beiträge aus Lohnarbeit
aufgebaut worden ist. Ein
öffentliches Gesundheitssys-
tem und öffentlicher Nahver-
kehr tragen massiv dazu bei,
die Konkurrenz zwischen Ar-
beitenden zu begrenzen. Aber
auch da weisen aktuelle Re-
formpläne leider ineineandere
Richtung.

Das Argument ist oft: Dafür ist
keinGeldda.
DasArgumenthat sich doch er-
ledigt, seit Milliarden in die
Rüstunggepumptwerden.Und
diese Militarisierung ist eine
ganz schlechte Nachricht für
abhängig Beschäftigte. Denn
sie wird auf Kosten der
arbeitenden Menschen finan-
ziert. Undwenn dann Krieg ist,
zahlen sie erst recht die Zeche.
Die Forderung muss lauten:
Existenzsichernde Arbeit,
krisenfester Sozialstaat, ange-
messene öffentliche Dienste,
und auch: Arbeitszeiten, die
zum Leben passen … – und
zwar: „whatever it takes!“.

„In immer mehr
Betrieben ohne
Betriebsrat stehen
Beschäftigte dem
wachsenden
Druck allein
gegenüber.“

Nicole Mayer-Ahuja

Zustellende tragen Last
der Konsumgesellschaft

31,5 Kilo
Ignoranz

Von Steffen Herrmann

K önnen Sie ein Paket he-
ben, das 31,5 Kilogramm

schwer ist? Für Beschäftigte,
die bei Zustellern oder in Ver-
teilzentren arbeiten, stellt
sich diese Frage nicht. Sie
müssen. Beim Paketdienst
UPS kann das Paket auch
schon mal 70 Kilogramm
schwer sein. Und damit geht
es dann alleine ab in den drit-
ten Stock, Altbau, kein Auf-
zug–vielSpaß.
Die Arbeit als Zustellerin

und Zusteller oder im Verteil-
zentrum ist ein Knochenjob.
Was bislang anekdotisch vie-
len Menschen bekannt war,
zeigt die aktuelle Umfrage
der Gewerkschaft Verdi auch
empirisch.Rund270000Men-
schen arbeiten bei Paket- und
Kurierdiensten, viele davon
haben eine Migrationsge-
schichte oder einen ausländi-
schen Pass. Sie halten ihre
Knochen hin, damit die Räd-
chen der Konsumgesellschaft
nicht ins Stocken geraten:
Mega-Sales, Rabatt-Schlach-
ten;allesmussraus.
Der Lohn dafür ist – auf vie-

lenEbenen–mickrig:Mitden
Gehältern, die in der Branche
gezahlt werden, lässt sich ein
gutes Leben kaum bezahlen.
Die Zustellerinnen und Zu-
steller liefern häufig dort Pa-
kete aus, wo sie sich nur im
Traum ein Haus oder eine
Wohnung leisten können.
Auch gesellschaftliche Aner-
kennung erfahren die Betrof-
fenenkaum.
Und am Ende des Berufsle-

bens wartet eine spärliche
Rente. Aber dafür muss man
es bis ans Ende des Berufsle-
bens schaffen: Gewerkschaf-
ten und Betriebsräte aus der
Branche berichten von Mus-
kel-Skelett-Beschwerden
durchdas jahrelangeschwere
Heben. Auch psychische Er-
krankungen nehmen zu, vor
allem durch Arbeitsverdich-
tung – der Druck steigt und
dieFolgensindspürbar.
Doch daran wird sich so

schnell nichts ändern. Die
Ampel-Regierung wollte die
Paketgrößennochauf20Kilo-
gramm beschränken, daraus
ist nichts geworden. Und die
aktuelle Bundesregierung
zeigt wenig Interesse an den
Arbeitsbedingungen der
Menschen im Allgemeinen
und der Paketbranche im Be-
sonderen.EherdasGegenteil:
Die Beschäftigten sind den
Appellen von Kanzler Fried-
rich Merz, wieder mehr, län-
ger und härter zu arbeiten,
ausgeliefert.

KOMMENTAR

S chmerzende Füße, ver-
spannter Nacken, Zeit-

druck und Erschöpfung: Die
Arbeit in der Paketbranche ist
hart – schon im Alltag, aber
ganz besonders zu Hochzeiten
rund um den „Black Friday“,
wennderHandelmitRabatten
lockt, und vor Weihnachten.
Dann bestellen die Menschen
mehr im Internet, das heißt:
mehr Pakete, mehr Arbeit in
den Sortier- und Verteilzen-
tren, mehr Lieferwagen auf
denStraßen.
Tatsächlich sind Belastung

und Unzufriedenheit der Be-
schäftigten in der Kurier-, Ex-
press- und Paketbranche (KEP)
deutlich höher als in anderen
Berufen. Das zeigt eine Studie
der Gewerkschaft Verdi und
des Dienstleisters Input Con-
sulting, die amDienstag veröf-
fentlicht wurde. Demnach be-
werten die Beschäftigten der
BrancheihreArbeitsbedingun-
gen als schlecht. Charakteris-
tisch für die Tätigkeiten in der
Zustellung sowie in Sortier-
und Verteilzentren seien „er-
heblichekörperlicheBelastun-
gen, eine hohe Arbeitsintensi-
tät bei gleichzeitig geringen
Gestaltungsspielräumen“,
schreiben die beiden Autoren
der Studie. Im DGB-Index „Gu-
te Arbeit“ erreicht die Paket-
branche demnach einen Wert
von40 Punkten.Das sind deut-
lich weniger als der gesamt-
wirtschaftliche Durchschnitt
von65Punkten.

Umfrage in14Sprachen

Rund 2900 Beschäftigte der Pa-
ketbranche hat der Dienstleis-
ter Input Consulting im Auf-
tragvonVerdizu ihrenArbeits-
bedingungenbefragt.Weil vie-
le Menschen, die Pakete
packen, sortieren und auslie-
fern, kein oder nur wenig
Deutsch sprechen, wurde der
Fragebogen in 14 Sprachen an-

geboten. Die Arbeit in der KEP-
Branche sei außerordentlich
wichtigfürWirtschaftundVer-
braucher, sagte Andrea Kocsis,
stellvertretende Vorsitzende
von Verdi, bei der Vorstellung
der Studie. „Ohne die hohe Ar-
beitsleistungderBeschäftigten
in der Paketbranche würden
wichtige Teile der Wirtschaft
nicht funktionieren.“
DennochseiendieBedingun-

gen häufig schlecht. „Das ent-
sprichtwederdenAnsprüchen
der Beschäftigten an die Quali-
tät der Arbeit noch der wirt-
schaftlichen Bedeutung der
Branche.“ Die Gewerkschafte-
rinfordertedeshalbbessereAr-
beitsbedingungen und bessere
Löhne: „Die Arbeit in der Bran-
che muss aufgewertet wer-
den.“
„Viele Beschäftigte haben

AngstvorderRente“, sagteStu-
dienautor Robert Koepp. Wer
45 Jahrearbeiteundeinmittle-
res Brancheneinkommen er-
halte,dermüssemiteinerRen-
te an der Armutsgrenze rech-
nen, sagteKoepp.Das Einkom-
men der Branche liegt im
Medianbei 3000Euro–undda-
mit 25 Prozent unter dem ge-
samtwirtschaftlichen Durch-
schnitt. Viele Beschäftigte be-
werteten ihr Einkommen in
der Studie als nicht leistungs-
gerecht, oft reiche es auch
nicht zurDeckung aller Ausga-
ben.
Die Kurier-, Express- und Pa-

ketbranche ist in den vergan-
genen Jahrendeutlichgewach-
sen. Seit der Pandemie sind
deutlich mehr Pakete unter-
wegs, der Online-Handel spielt
eine immer größere Rolle.
2024 setzte die Branche rund
27,6 Milliarden Euro um. Zehn
Jahre zuvor waren es noch16,6
Milliarden Euro. Die sozialver-
sicherungspflichtigeBeschäfti-
gung ist allerdings nur mode-
rat angestiegen, was für Verdi
auf eine hohe Arbeitsverdich-
tung für die Beschäftigten hin-
deutet.

Aus Sicht der Gewerkschaft
Verdi istdieBranchestarkkon-
zentriert: Es gebe nur wenige
große Unternehmen, die aber
inzunehmendemMaßekleine
Subunternehmen und Leihar-
beit einsetzten – vor allem auf
dersogenanntenletztenMeile,
also der Zustellung amGarten-
zaunundanderHaustüre.

Mehrals zehnStunden

Und diese Subunternehmen
geraten immer wieder in die
Schlagzeilen, zuletzt am Mon-
tag dieser Woche: Da meldete
dasDüsseldorferArbeitsminis-
terium, es habe Missstände in
Nordrhein-Westfalens Paket-
branche aufgedeckt. Im Zeit-
raum Mai bis August seien bei
57 Subunternehmen teils gra-
vierende Mängel im Arbeits-
schutz festgestelltworden. Ins-
besondere die Arbeitszeit war
ein Problem: Befragt worden
waren inNordrhein-Westfalen
225 Zustellerinnen und Zustel-
ler. Jeder Fünfte gab an, mehr
als zehn Stunden amTag zu ar-
beiten. Das ist ein Verstoß ge-
gen das Arbeitszeitgesetz, wie
Steffen Röddecke vom NRW-
Arbeitsministerium gegen-
über der Nachrichtenagentur
dpamahnte.
Auch die Verdi-Studie zeigt

Probleme bei der Arbeitszeit:
Im Median machten die be-
fragten Beschäftigten zehn
ÜberstundenproWoche. InBe-
trieben ohne Tarifbindung
und Betriebsräte mussten die
Beschäftigten deutlich länger
arbeiten als in Betrieben mit
Betriebsrat und Tarifbindung.
Insbesondere Beschäftigte von
Subunternehmen sowie Leih-
arbeiter:innen berichteten
den Studienautoren zufolge
vonmehrfachenVerstößen,et-
wa wegen der Überschreitung
gesetzlicher Höchstarbeitszei-
ten, unbezahlter Mehrarbeit
und Verstößen gegen das Min-
destlohngesetz.
Ralf Cremerius, Betriebsrats-

vorsitzender der Hermes Ger-
many GmbH für die Region
Köln, sprach bei der Vorstel-
lungderStudievoneinem„rui-
nösen Unterbietungswettbe-
werb“ der Paketdienstleister,
ausgetragen auf dem Rücken
derBeschäftigten.
Während der sogenannten

Black Week kämen alleine bei
Hermes rund12000Beschäftig-
te von Subunternehmen zum
Einsatz, berichtete der Be-
triebsrat. Wie Gewerkschafte-
rin Kocsis sprach sich auch
Cremerius für ein Verbot von
Subunternehmen in der Bran-
che aus. „Das ist der einzig
mögliche Weg, die Arbeits-
bedingungen zu verbessern“,
sagteKoscic.

Alles andere als gute Arbeit
Belastung und Unzufriedenheit in Paketbranche besonders hoch

VON STEFFEN HERRMANN

Das Weihnachtsgeschäft ist besonders hart. DPA

Der Paketdienst wird immer öfter klingeln
Anzahl der Sendungen von Kurier-, Express- und Paketdiensten in Deutschland,
in Milliarden
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